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Das heutige Armenpflegerecht in Preußen. 
(Fortſ etzung.) 


Die Betheiligung des Staates an der Armenpflege be⸗ 
ſteht hauptſächlich nur in ſeiner Oberauffiht. Es ſteht ihm nach Maß⸗ 
gabe der Gemeindegeſetze die Controle über die Orts⸗Armenverbände 
und die richtige Verwendung der zu Armenzwecken verwendeten Mittel 
zu. (39 A.⸗G.) Andererſeits find auch feine Organe verpflichtet, inner⸗ 
halb ihres Geſchäftskreiſes den Requiſitionen der Armenverbände be⸗ 
hufs der für die Armengeſetze erforderlichen Ermittelungen behüflich 
zu ‚fein. (§ 63 B.⸗G.) 

Seine weſentlichſte Mitwirkung zeigt ſich bei dem Verfahren, 
das eine vollſtändige Umwandlung erlitten und im Weſentlichen die, 
für den Zweck meiſt zu complicirten, Formen des preußiſchen ſumma⸗ 
riſchen Proceſſes angenommen hat. Dasſelbe erfordert eine etwas aus⸗ 
führlichere Darſtellung. — Mit Uebernahme der vorläufigen Fürſorge 
entſteht für jeden Orts⸗Armenverband die Pflicht, auf: 

1. vollſtändige Vernehmung des Unterſtützten über Heimat⸗ Fami⸗ 

lien⸗ und Aufenthaltsverhältniſſe, 1 

2. Anmeldung der Erſtattungsanſpruͤche an den vermeintlich ver⸗ 
pflichteten Armenverband binnen einer Verjährungsfriſt von ſechs 

Monaten und falls ein Armenverband nicht zu ermitteln iſt, 

an die vorgeſetzte zuſtändige Behörde des betheiligten Armen⸗ 

verbandes, alſo den Landrath und die Bezirksregierung. 

Der Benachrichtigung iſt für den Fall, daß in Gemäßheit des 
§ 5 des Freizügigkeitsgeſetzes vom 6. Juni 1870 die Fortſetzung des 
Aufenthalts unterſagt werden ſoll, die Mittheilung dieſer Abſicht bei⸗ 
zufügen. Wenn die Unterſtützung aus anderen Gründen, als wegen 
einer nur vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit nothwendig gemacht wor⸗ 
den iſt, ſo iſt der verpflichtete Orte-Armenverband verbunden, auf Ver⸗ 
langen die Naturalfürſorge zu übernehmen. Andererſeits tft er jederzeit 
berechtigt, die Ueberführung der Hülfsbedürftigen in ſeine unmittelbare 
Fürſorge unter Uebernahme der Transportkoſten zu verlangen, falls 
dieſelbe überhaupt ausführbar iſt. Die mora des vorläufig zur Unter⸗ 
ſtützung Verpflichteten hat den Verluſt des Erſtattungsanſpruches für 
die Dauer der Säumniß zur Folge. 


Das Ausbleiben einer zuſtimmenden Erklärung Seitens des be⸗ 
nachrichtigten Armenverbandes binnen 14 Tagen ſchafft die Vermuthung, 
daß die Fürſorgepflicht nicht anerkannt wird. Dieſe ſtillſchweigende 
Ablehnung gibt ebenſo wie die ausdrückliche dem Armenverband das 
Recht auf Verfolgung ſeines Anſpruches, da jeder Armenverband für 
ſeine ihm nach dem Geſetze zuſtehenden Anſprüche ein unmittelbares, 
ſelbſtſtändiges Klagerecht hat. ($ 36 B.⸗G.) Nach dem Bundesgeſetze 
müſſen Streitigkeiten von außerpreußiſchen Verbänden gegen preußiſche 
durch eine Spruchbehörde erledigt werden. 

In Conſequenz dieſer Beſtimmung hat das A.⸗G. allgemein 
Spruchbehörden organiſirt, welche in contradictoriſchem Verfahren er⸗ 
kennen; alle Streitigkeiten, welche gegen einen preußiſchen Armenver⸗ 
band von einem, dem Geltungsbereiche des Bundesgeſetzes angehörigen 
Armenverband erhoben werden, ſind nämlich vor ein ſtändiges Colle⸗ 
gium, Deputation für Heimatweſen (38—51 B.⸗G., §§ 45 
—58 A.⸗G.) verwieſen. Nach der Verordnung vom 22. April 1871 
ſind 14 Deputationen errichtet und zwar in Königsberg, Marienwer⸗ 
der, Berlin, Stettin, Poſen, Breslau, Merſeburg, Schleswig, Hanno⸗ 
ver, Münſter, Caſſel, Wiesbaden, Köln, Sigmaringen. Sie beſtehen 
aus einem richterlichen und einem Verwaltungsbeamten, welche vom 
Könige aus der Zahl der etatsmäßigen Mitglieder eines am Sitze 
der Deputation befindlichen Gerichtscollegiums, beziehungsweiſe aus 
der Zahl der am Sitze der Deputation fungirenden etatsmäßigen 
Mitglieder der Regierung, des Polizeipräſidiums zu Berlin, der Land⸗ 
droſteien oder der Oberpräſidialräthe für die Dauer ihres Hauptamtes 
unter Gewährung einer Beſoldung nebenamtlich ernannt werden und 
aus drei von der Provinzialvertretung aus den Angehörigen des Sprengels 
der Deputation für die Zeit von drei Jahren gewählten für ihre 
baaren Auslagen zu entſchädigenden Mitgliedern. Jedes Mitglied hat 
einen Stellvertreter; den Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter ernennt 
der König aus der Zahl der Mitglieder. 

Die ſtändigen Mitglieder ſind den richterlichen, die gewählten 
gar keinem Disciplinarverfahren unterworſen, ſämmtlich indeß für ihre 
Entſcheidungen nach den für richterliche Beamte beſtehenden Grund⸗ 
ſätzen verantwortlich. f 

Die Anweſenheit von drei Mitgliedern einſchließlich der beiden 
ernannten Beamten genügt für die Beſchlußfähigkeit. Bei einer An⸗ 
weſenheit von vier Mitgliedern hat das dem Lebensalter nach jüngſt e 
keine beſchließende Stimme. 

Zur Entſcheidung competent iſt diejenige Deputation, zu deren 
Sprengel der in Anſpruch genommene Armenverband gehört. Bei die⸗ 
ſer muß die Klageſchrift eingereicht werden und dieſe die genaue Be⸗ 
zeichnung des Provocaten und ein präciſirtes Petitum enthalten. Die⸗ 
ſelbe wird dem in Anſpruch genommenen Armenverbande zur Beant⸗ 
wortung binnen vier Wochen unter dem Präjudiz mitgetheilt, daß beim 
Ausbleiben einer Erklärung die gegneriſcherſeits behaupteten Thatſachen 
und überreichten Urkunden für zugeſtanden und anerkannt erachtet 
werden müſſen. Die Gegenerklärung wird dem klagenden Armenverband 
gleichfalls zur Beantwortung binnen 14 Tagen unter derielben War⸗ 
nung mitgetheilt und dieſe Beantwortung dem Gegner „zur Kennt⸗ 
nißnahme zugefertigt. Die anſcheinend etwas kurzen Friſten können auf 


Antrag verlängert werden. Die als Beweisſtücke dienenden Urkunden 
find im Original oder in Abſchrift den Schriftſätzen beizufügen und 
dieſe in duplo einzureichen. Die für den Bagatellproceß theilweiſe 
beſeitigten Formen ſind für alle Armenpflegeſachen, die zum großen 
Theile Bagatellobjecte betreffen, wieder eingeführt. 

Die Deputation iſt befugt, den angetretenen Beweis in vollem 
Umfange entweder ſelbſt in der Audienz, oder durch eines ihrer Mit⸗ 
glieder, oder endlich durch Requiſition von Behörden zu erheben. 

Die Beweisverhandlungen ſind nach Ladung der Parteien in 
denjenigen Formen aufzunehmen, welche in dem Staate, in welchem 
ſie bewirkt werden, maßgebend ſind, in Preußen alſo unter Zuziehung 
eines vereideten Protokollführers. 

Die Deputation trifft ihre Entſcheidung nicht nach formellen 
Beweisregeln, ſondern nach moraliſcher Ueberzeugung in öffentlicher 
unter Theilnahme eines vereideten Protokollführers abzehaltener Sitzung 
nach Anhörung der Parteien, welche unter der Verwarnung, daß nach 
Lage der Acten beſchloſſen werden wird, geladen werden, ſich vertreten 
laſſen und neue Thatſachen und Beweismittel nur inſoweit anführen 
dürfen, als ihnen bei der verſpäteten Vorführung kein ſchuldbares Ver⸗ 
ſehen zur Laſt fällt. 

Da die Deputation ein öffentlicher Gerichtshof iſt, ſo ſpricht ſie 
ihre Urtheile: Im Namen des Königs! 

Die Entſcheidung muß, falls nicht etwa auf Ergänzung der 
Beweisaufnahme reſolvirt wird, auf Verurtheilung oder Abweiſung 
lauten, ſchriftlich abgefaßt und mit Gründen verſehen ſein. 

Neben den baaren Auslagen und den Gebühren für Zeugen und 
Sachverſtändige wird ein durch die Deputation zu arbitrirendes Pauſch⸗ 
quantum bis 20 Thlr. an Koſten vom unterliegenden Theile erhoben. 
Für die Feſtſtellung desſelben, insbeſondere für eine gleichmäßige Nor⸗ 
mirung durch ſämmtliche Deputationen fehlt es an jeder Grundlage 
und an jedem Anhalt. Derſelbe kann nur in den Gerichtskoſten⸗Tarifen 
geſucht werden, falls nicht doch noch eine beſondere Inſtruction für 
nöthig erachtet werden ſollte. Das Verfahren iſt ſtempelfrei. 

In Streitſachen, bei welchen es ſich um die Organiſation oder 
die örtliche Abgrenzung der einzelnen Verbände handelt, iſt ein Rechts⸗ 
mittel gegen die Erkenntniſſe der Deputation für Heimatweſen aus⸗ 
geſchloſſen. In allen übrigen Fällen findet ohne jede Rückſicht auf 
das Klageobject die Berufung an das Bundesamt für Heimat⸗ 
weſen ſtatt. ($ 42 B.⸗G.) 

Es iſt dies ein Verwaltungsgerichtshof mit dem Sitze in Berlin, 
beſtehend aus: einem Vorſitzenden und vier Mitgliedern, welche auf 
Vorſchlag des Bundesrathes vom Bundespräſidium auf Lebenszeit er⸗ 
nannt werden und von denen der Vorſitzende und mindeſtens die 
Hälfte der Mitglieder die Qualificatton zum höheren Richteramte im 
Staate ihrer Angehörigkeit beſitzen müſſen. Bezüglich der Rechtsver⸗ 
hältniſſe ſtehen ſie im Wefentlichen den Mitgliedern des oberſten Han⸗ 
delsgerichtshofes gleich. 

Die Berufung an das Bundesamt iſt binnen 14 Tagen vom 
Tage der Urtelsbehändigung bei derjenigen Deputation, gegen deren 
Urtheil fie gerichtet ift, anzubringen und gleichzeitig oder in vier Wochen 
bei derſelben zu rechtfertigen. Letztere hat das Duplicat der Gegen⸗ 
partei zur Erklärung binnen vier Wochen zuzufertigen und nach Ab⸗ 
lauf dieſer Friſt ihre Acten nebſt ſämmtlichen Verhandlungen dem 
Bundesamte zum Spruch zu übermitteln, welches vor Fällung des⸗ 
ſelben etwaige zur Aufklärung der Sache und des Rechtsverhältniſſes 
erforderliche Thatſachen durch Vermittlung der Deputation eruiren 
laſſen kann. . 

Die Abfaſſung des Erkenntniſſes erfordert die Theilnahme dreier 
Mitglieder, von denen mindeſtens einer die juriſtiſche Qualification 
haben muß. Iſt die Zahl der Mitwirkenden eine gerade, ſo hat das 
der Aneiennität, eventuell das dem Lebensalter nach jüngſte Mitglied 
keine beſchließende Stimme. Die Entſcheidung erfolgt, abweichend von 
dem Urtel erſter Inſtanz, gebührenfrei, in öffentlicher Sitzung, nach 
Ladung und Anhörung der Parteien. Das Erkenntniß wird ſchriftlich 
mit Gründen abgefaßt und den Parteien durch diejenige Deputation 
behändigt, welche in erſter Inſtanz erkannt hat. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt; es iſt namentlich 
der Rechtsweg bei Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden aus⸗ 
geſchloſſen. 

In allen Streitigkeiten zwiſchen preußiſchen Armenverbänden 
iſt die in einer Inſtanz unterliegende Partei verpflichtet, der Gegen⸗ 
partei die ihr in der Berufsinſtanz entſtandenen baaren Auslagen ſo 
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wie die Gebühren der ſie in den Audienzen der Deputation und des 
Bundesamtes vertretenden Rechtsverſtändigen zu erſtatten. Iſt ein 
Orts⸗Armenverband zur Zahlung und Erſtattung der ihm endgültig 
auferlegten Koſten und Gebühren ganz oder theilweiſe außer Stande, 
ſo bleiben etwaige Koſten außer Anſatz; die baaren Auslagen und Ge⸗ 
bühren aber muß der Land⸗Armenverband im Wege der Beihilfe er- 
ſtatten. (§ 58 A.⸗G.) 

Die Execution ($$ 33 B.⸗G., 59 A.⸗G.) wird auf Antrag. 
und auf Grund der zu überreichenden Urkunden von der Deputation, 
welche den Spruch gefällt hat, nicht bloß 

1. auf Grund einer endgiltigen Enſcheidung, 

2. auf Grund eines Anerkenntniſſes, 
ſondern auch ſchon 

3. auf Grund eines Urtels der Deputation für Heimatsweſen, 
da die Berufung gegen dasſelbe nur devolutiven Effect hat, vollſtreckt. 
Wird in dem letzteren Falle nach vollſtreckter Execution der erſte 
Spruch abgeändert, ſo hat diejenige Deputation, von welcher der 
executionſuchende Armenverband reſſortirt, die erforde lichen Anord- 
nungen zu treffen um die Execution und deren Folgen zu redreſſiren. 

Iſt ein verurtheilter Armenverband ganz oder theilweiſe zahlungs⸗ 
unfähig und deſcheinigt er dies durch ein Atteſt der ihm vorgeſetzten 
politiſchen Behörde, jo muß der Land-Armenverband beihelfend für die 
Erſtattung eintreten. 

Ueber die Execution einer auf Ausweiſung eines Hilfsbedürftigen 
lautenden Entſcheidung ſind einzelne Specialbeſtimmungen zu erwähnen. 
Die Ausweiſung ſoll nämlich für den Fall unterbleiben, wenn der für⸗ 
ſorgepflichtige und der unterſtützende Armenverband ſich über das Ver⸗ 
bleiben der auszuweiſenden Perſon oder deſſen Familie in ihrem bis⸗ 
herigen Aufenthaltsorte gegen Gewährung eines beſtimmten Unter⸗ 
ſtützungsbeitrages vereinigen. Die Deputationen haben auf Antrag eines- 
der betheiligten Armenverbände derartige Einigungen nach Thunlichkeit 
zu vermitteln, „da die Ausweiſung ein nothwendiges Uebel und überall 
da zu vermeiden iſt, wo ſich die widerſtreitenden Intereſſen der inter⸗ 
eſſirten Armenverbände durch ein Compromiß vereinigen laſſen.“ Der 
Inhalt einer ſolchen Einigung iſt urkundlich in Form eines Anerkennt⸗ 
niſſes feſtzuſtellen; aus letzterem iſt die Execution zuläſſig. Neben der 
Einigung, ſchließen in der Perſon des Auszuweiſenden liegende Menſch⸗ 
lichkeitsgründe die Ausweiſung aus. Dieſelbe ſoll nämlich unter⸗ 
bleiben: 

a. wenn mit ihr Gefahr für Leben oder Geſundheit des Auszu⸗ 
weiſenden oder ſeiner Angehörigen verbunden wäre, 

b. wenn die Erwerbs⸗ und Arbeits⸗Unfähigkeit des Auszuweiſenden 
durch eine, im Bundes⸗Kriegsdienſt oder bei Gelegenheit einer 

That perſönlicher Selbſtaufopferung erlittenen Verwundung oder 

Krankheit herbeigeführt iſt, 

c. wenn fie mit erheblichen Härten oder Nachtheilen für den Aus⸗ 
zuweiſenden verbunden ſein würde. 

Die Entſcheidung über das Vorliegen der Ausſchließungsgründe 
und die Feſtſetzung des von dem fürforgepflichtigen Armenverbande 
zur Sicherung des bedrohten Armenverbandes zu zahlenden Unter⸗ 
ſtützungsbeitrages wird in erſter Reihe durch die Deputation für 
Heimatweſen des Aufenthaltsortes und in letzter Inſtanz vom Bundes⸗ 
amt für Heimatweſen gefällt. Die Friſt zur Berufung beträgt 14 
Tage. Die Siſtirung hört mit dem Wegfall ihrer Prämiſſen auf. Er⸗ 
folgt die Ausweiſung durch Transport, ſo fallen die Transportkoſten als 
Acceſſorium der Unterſtützuug dem verpflichteten Armenverbande zur 
Laſt. Die endgiltige Entſcheidung über die Nothwendigkeit und die 
Modalitäten des Transports liegen gleichfalls der Deputation des Auf⸗ 
enthaltes ob. (5 56, 58 B. G. 8 59 A.-G.) 

Es bleibt hier noch eine Vor-Inſtanz zu erwähnen, welche 
ſich mit den Streitſachen zwiſchen zwei Armenverbänden befaßt, ehe 
die Entſcheidung der Deputation für Heimatweſen angerufen wird. 
Dieſe iſt die Kreiscommifſion, welche in allen Streitigkeiten, in 
denen ein Orts⸗Armenverband von einem anderen Armenverbande in 
Anſpruch genommen wird, auf Antrag beider ſtreitenden Theile die 
endgiltige, im adminiſtrativen Wege vollſtreckbare ſchiedsrichterliche 
Entſcheidung treffen, und auf Antrag eines Theils einem gütlichen 
Sühneverſuch ſich unterziehen muß. Sie beſteht aus dem Landrath 
oder deſſen Stellvertreter und zwei von dem Kreistage auf drei Jahre 
gewählten Mitgliedern, die das Amt als Ehrenamt bekleiden und 
deren etwaige Auslagen der Kreis zu tragen hat. (Reſc. v. 17. Detbr. 
1871, M.⸗Bl. f. innere Verwaltung S. 294.) 
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In Städten, welche einen eigenen Kreisverband bilden, werden 
die Mitglieder von dem, zu einem Wahlcollegium vereinigten, Ge⸗ 
meindevorſtand und der Gemeindevertretung aus der Zahl der Ge⸗ 
meindeangehörigen gewählt. : 

Das Verfahren in den Commiſſionen ſchließt im Weſentlichen 
den vor den Deputationen vorgeſchriebenen ſich an. ($$ 60, 61, 62 A.⸗G.) 

Die Erſtattung bereits verausgabter Unterſtützungs⸗ 
koſten kann von Verwandten und ſonſtigen Erſtattungspflichtigen (von den 
Armenverbänden abgefehen) nur im gerichtlichen Verfahren gefordert werden. 

Das bisherige Verfahren im Verwaltungs⸗ wie im Rechtswege 
kommt nur noch für alle diejenigen Streitigkeiten zur Anwendung, 
welche vor dem 1. Juli 1871 anhängig gemacht worden ſind, ohne 
Unterſchied, ob für die Entſcheidung das alte oder das neue Recht zur 
Anwendung kommt. Das alte Recht wird aber nach dem 1. Juli nur 
inſoweit in Frage kommen können, als es ſich um Feſtſtellung des Unter⸗ 
ſtützungs⸗Wohnſitzes vor dem 1. Juli 1871 handeln wird. ($ 65 B.⸗G.). 

Dem Armen ſelbſt wird formell ein Recht auf Unterſtü⸗ 
zung nicht gewährt. Das neue Recht recipirt indeß den Grundſatz, 
daß der Arme einen Anſpruch gegen einen Armenverband niemals im 
Rechtswege, ſondern nur bei der Verwaltungsbehörde geltend machen 
kann, in deren Pflicht es liegt, keine über das Nothdürftige hinaus⸗ 
gehenden Anſprüche zuzulaſſen. Beſchwerden gegen Verfügungen der 
Vorſtände des Orts⸗Armenvereins darüber, ob, in welcher Höhe und 
in welcher Weiſe Armen⸗Unterſtützungen zu gewähren find, ſolgen dem 
durch die beſtehenden Geſetze angeordneten Inſtanzenzuge mit der Maß⸗ 
gabe, daß an die Stelle der Bezirksregierung die Deputation für 
Heimatweſen tritt, welche endgiltig entſcheidet. ($ 63 A.-G.) 
Formell geſtaltet ſich die Sache alſo dahin, daß die Oberpräſidial⸗ 
und Miniſterial⸗Inſtanz fortfällt, und daß an Stelle der Regierung 
die Deputation als Endinſtanz tritt. Dieſe eine collegialiſche 
Spruchbehöͤrde befindet ſomit auf die Beſchwerden des Hilfe⸗ 
ſuchenden darüber, ob, in welcher Weiſe, in welcher Höhe die 
Armen⸗Unterſtützung zu gewähren. Der Arme kann ſonach ſeinen 
angeblichen Anſpruch verfaſſungsmäßig vor einem Spruchcollegium ver⸗ 
folgen und ſomit iſt der in den Armenkreiſen herrſchenden Annahme, 
daß dem Armen ein Recht auf Unterſtützung zuſtehe, trotz alles Be⸗ 
ſtreitens und Vereinens des Principe, die thatſächliche Begründung 
gegeben und dadurch eine für eine rationelle Armenpflege unheilvolle 
Maxime conſervirt. 


der fraglichen Berechtigung um ſo weniger ein Hinderniß im Wege 
ſtehen könne, als die Holzbringung nur während der Winterszeit auf 
der Rieſe und bei hoher Schneedecke, ſomit ohne alle mögliche Be⸗ 
ſchädigung des Waldbodens ſtattfinde, daß die Zugeſtehung dieſer Be⸗ 
nützung ein dringendes Bedürfniß, insbeſondere für die mit keiner 
Zugkraft verſehenen kleineren Grundbeſitzer ſei, weil der von der Höhe 
der Gebirgswaldung in das Thal führende Waldweg wegen ſeiner 
ſteilen und felſigen Beſchaffenheit die rechtzeitige Holzbringung oftmals 
unmöglich mache. 

Von Seite der hauptgewerkſchaftlichen Vertretung wurde einge⸗ 
wendet, daß im Intereſſe der Waldwirthſchaft die ange⸗ 
ſprochene Berechtigung zum Abpürſten des Einforſtungsholzes um ſo 
weniger zugeſtanden werden könne, als zur Bringung der Einforſtungs⸗ 
producte ein Waldweg beſtehe. Die Benützung der Erdrieſe, 
welche in früherer Zeit bei der Mangelhaftigkeit der Forſtaufſicht zwar 
allerdings ſtattgefunden habe, ſei in den Jahren 1862 bis 1869 
wiederholt beanſtändet und ſeien mehrere Forſtparteien wegen unerlaubter 
Bringung des Einforſtungsholzes durch dieſe Erdrieſe, beziehungsweiſe 
wegen Uebertretung des § 17 des Forſtgeſetzes abgeſtraft worden. So habe 
namentlich im Jahre 1869 gegen drei Eingeforſtete eine Strafamts⸗ 
handlung ſtattgefunden, bei welcher durch beeidete Sachverſtändige con⸗ 
ſtatirt worden ſei, daß bei dem Umſtande, als das Einforſtungsholz 
auf dem beſtehenden Fahrwege ohne beſondere Schwierigkeiten gebracht 
werden könne, die Benützung der fraglichen Erdrieſe durchaus nicht 
nothwendig ſei, durch dieſelbe vielmehr der vorhandene Holznachwuchs 
zu Grunde gerichtet und der culturfähige Waldboden dieſer Erdrieſe 
in einen unfruchtbaren Steingraben verwandelt werden würde. Auf 
Grund dieſer Daten begehrte die Gewerkſchaft die Zurückweiſung des 
Begehrens der Eingeforſteten. 

Der von den Petenten angebotene Zeugenbeweis wurde abgeführt 
und der vorne erwähnte Weisartikel in claſſiſcher Weiſe beſtätigt. 

Die verſtärkte Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landes⸗ 
commiſſion erkannte nach dem Antrage der Localcommiſſion: 


„Es ſtehe den Petenten das angeſprochene Recht zur unentgelt⸗ 
lichen Benützung der fraglichen Erdrieſe zur Holzbringung nicht zu. 

Denn wenn auch die Prätendenten das angeſprochene Recht ge⸗ 
mäß den vorliegenden übereinſtimmenden Zeugenausſagen bei der Er⸗ 
ſcheinung des Patentes vom 5. Juli 1853 erſeſſen hatten, ſo könne 
dasſelbe nicht zuerkannt werden, weil aus den Strafacten der politi⸗ 
tiſchen Bezirksbehörde erhelle, daß die gedachte Art der Holzbringung 
von Seite der Forſtverwaltung vom Jahre 1862 an unterſagt wurde, 
welche Unterſagung im Hinblicke auf die Beſtimmungen der §88 17 
und 24 des Forſtgeſetzes um ſo mehr gerechtfertigt erſcheine, als im 
Jahre 1869 durch Sachverſtändige conſtatirt wurde, daß das Ein⸗ 
forſtungsholz von den Prätendenten ohne beſondere Schwierigkeit auf 
dem aus der belaſteten Waldung führenden Fahrwege gebracht werden 
könne und durch den Fortbeſtand der fraglichen Erdrieſe der Nachwuchs 
gänzlich zu Grunde gerichtet werden würde. Das prätendirte Wald⸗ 
esel. ſei demnach gemäß $ 1488 durch Verjährung er⸗ 
eſchen.“ 

Im Miniſterialrecurſe machten d'e Eingeforſteten geltend, daß 
die Berufung auf den § 17 des Forſtgeſetzes hier gar nicht zutreffe, 
weil die Beſtimmung der Bringungsplätze durch den Waldbeſitzer wohl 
nur dann eintreten könne, wenn ein privatrechtlicher Anſpruch auf 
Benützung eines beſtimmten Platzes nicht beſteht, im vorliegenden 
Falle aber das angeſprochene Recht in Folge der langjährigen unge⸗ 
ſtörten Ausübung durch Erfigung erworben worden fei. Die im poli- 
tiſchen Wege erfolgte Abſtrafung mehrerer Grundbeſitzer könne die 
Verjährung hoͤchſtens gegen diejenigen begründen, denen die Benützung 
dieſer Erdrieſe ſpeciell unterſagt worden ſei, von einer Verjährung des 
behaupteten Waldbodenbenützungsrechtes in Betreff der übrigen Grund⸗ 


(Schluß folgt.) 


Mittheilung aus der Praxis. 


Die Competenz der Grundlaſtenorgane zur Entſcheidung über den 
Beſtand von Einforſtungsrechten wird durch die Beſtimmungen der 
§§ 12 und 18 des Forſtgeſetzes nicht beirrt. 


Mehrere in ehemals l. f., jetzt hauptgewerkſchaſtlichen Waldun⸗ 
gen des Gutes J. A. eingeforſtete Parteien haben anläßlich der Re⸗ 
gulirung ihrer Einforſtungsrechte nach dem Patente vom 5. Juli 
1853 vor den Grundlaſtenorganen auch das Recht zur unentgeltlichen 
Benützung einer in der hauptgewerkſchaftlichen Waldparcelle Nr.] 572 
beſtehenden Erdrieſe zum Zwecke der Bringung des aus den fraglichen 
Waldungen zu beziehenden Einforſtungsholzes in Anſpruch genommen. 

Die Petenten erklärten bei der Verhandlung, daß ſie zur Be⸗ 
gründung dieſes Anſpruches ſchriftliche ik 1750 u die bar ver⸗ 
mögen, und lediglich darauf angewieſen ſeien, ich auf die bisherige befitzer könne aber nicht die Rede fein, weil nicht nachgewieſen er⸗ 
en Ausübung und die hiedurch eingetretene Rechtserſitzung zu 15 daß eine allgemeine Unterſagung f ee Br 

Die Petenten boten den Zeugenbeweis über den Umſtand an: Die zur Entſcheidung nach § 34 des k. Patentes vom 5. Juli 
„daß ſie von jeher, wenigſtens durch 40 Jahre hindurch, zur Brin⸗ 1853 im Miniſterium des Innern beſtehende Commiſſion hat dem 
gung ihres Einforſtungsholzes aus der Wörſchacheggwaldung die in | Necurfe der Eingeforſteten Folge gegeben und unter Abänderung der 
derſelben befindliche Erdrieſe während der Winterszeit Ei eee Entſcheidung der erſten Inſtanz unterm 17. Juni 1872, 
Vorwiſſen der früher l. f. Forſtorgane ohne Beanſtändung von Seite 3. 5521 erkannt: 
der letzteren bis zu den jüngſt verfloſſenen Jahren unentgeltlich benützt „Es ſtehe dieſen Grundbeſitzern das Recht zur unentgeltlichen 
haben.“ Benützung der fraglichen Erdrieſe zur Bringung der Einforſtungs⸗ 

Die Forſtparteien brachten weiters vor, daß der Anerkennung hölzer während der Winterszeit bei höherer Schneedecke zu.“ 
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Es ſei durch den abgeführten Zeugenbeweis dargethan, daß die 
Necurrenten von jeher und wenigſtens durch 40 Jahre hindurch die 
in der hauptgeweikſchaftlichen Waldung befindliche Erdriiſe während 
der Winterszeit zur Bringung ihres Emforftungsholzes mit Vorwiſſen 
der früheren l. f Forſtorgane, ohne Beanſtändung von Seite der 
Letzteren bis zu den jüngſt verfloſſenen Jahren unentgeltlich benützt 
und ſomit im Sinne der $$ 1452 und 1472 a. b. G. B. die Ser⸗ 
vitut erſeffen haben. 

Aus dem Umſtande, daß in den Jahren 1862 und 1869 einige 
Grundbeſitzer wegen Uebertretung des § 17 des Forſtgeſetzes abge⸗ 
ſtraft wurden, kann der Verluſt des durch Erſitzung erworbenen 
Rechtes nicht abgeleitet werden, weil dieſe Straferkenntniſſe nur gegen 
einzelne Grundbeſitzer und zunächſt nur wegen forſtwidriger Ausübung 
der Holzbringung erfolgten, ſonſt aber durch Nichts nachgewieſen er⸗ 
ſche nt, daß die Bedingungen des $ 1488 des a. b. G. B., unter 
welchen das erworbene Waldbodenbenützungsrecht in Folge Verjährung 
als erloſchen zu betrachten wäre, eingetreten ſeien. Es habe demnach 
die weitere Amtshandlung in Betreff der Ausübung dieſes Rechtes 
nach Maßgabe des k. Patentes vom 5. Juli 1853 unter Berückſichti⸗ 
gung der Beſtimmungen des Forſtgeſetzes einzutreten. 


Anmerkung. Dieſe Miniſterial⸗Entſcheidung erſcheint inſoferne 
von principieller Bedeutung, als anerkannt wurde, daß die Beſtim⸗ 
mungen des Forſt⸗Geſetzes (§§ 17 und 18) an und für ſich die Er⸗ 
werbung eines Einforſtungsrechtes zur Holzbringung, bezie⸗ 
hungsweiſe einer Feldſervitut im Sinne des § 1, Abſ. 3, lit. a des Pa⸗ 
tentes vom 5 Juli 1853 nicht. beeinträchtigen und die Competenz 
der Grundlaſten⸗Organe zur Beurtheilung der Frage über den Beſtand 
oder Nichtbeſtand eines ſolchen Rechtsanſpruches nicht ausſchließen. 

Für den entgegengeſetzten Standpunkt laſſen ſich folgende Gründe 
geltend machen: 

Demjenigen. dem das Recht zuſteht, Forſtproducte aus einem 
fremden Walde zu beziehen, ſteht felbſtverſtändlich auch die Befugniß 
zu, dieſe Producte aus dem Walde zu ſchaffen. 

Der § 17 des Forſtgeſetzes beſtimmt für die Eingeforſteten: 
daß alle Forſtproducte auf den bleibenden oder ſonſt aun gemeſ⸗ 
ſenen, vom Waldbeſitzer zu bezeichnenden Wegen, Erdrieſen 
oder Erdgefährten aus dem Walde geſchafft werden müſſen. 

Aus dieſer Geſetzesſtelle ergibt ſich, daß die Bringung der 
Forſtproducte, beziehungsweiſe die Art und Weiſe, wie die Ein⸗ 
geforſteten dieſe Producte aus dem fremdeu Walde fortzuſchaffen haben, 
forſtpolizeilichen Beſchränkungen unterliegt, welche dem 
Walbbeſitzer zu ſtatten kommen, fo daß ſich die Benützung des fremden 
Waldes ſeitens der Eingeforſteten in der angedeuteten Richtung nicht 
innerhalb der durch das Privatrecht gezogenen Grenzen frei ent⸗ 
wickeln kann, weil die öffentlichen Rückſichten im Intereſſe der Wald⸗ 
cultur der privatrechtlichen Nutzung in der gedachten Beziehung ent⸗ 
gegen treten. 

Dieſe Anſicht dürfte die weitere Begründung in den Beſtim⸗ 
mungen des § 18 des Forſtgeſetzes finden, welcher anordnet, daß 
über Zweifel, Anſtände und Streitigkeiten, die ſich in Wäldern, welche 
mit Einforſtungen belaſtet ſind, rückſichtlich der Anwendung der 
im Vorſtehenden enthaltenen Beſtimmungen (alfo auch der Beſtimmungen 
des $ 17) die politiſchen Behörden mit Ausſchluß des 
Rechts weges zu entſchetden haben. 

Aus dieſer allgemeinen Faſſung des § 18 des Forſtgeſetzes iſt 
zu folgern, daß auch in ſolchen Fallen, wo die Einforſtungsparteien 
den Anſpruch auf Benützung eines beſtimmten Platzes zur Holz⸗ 
bringung auf Privatrechtstttel ſtützen, nur die politiſchen Be⸗ 
hörden mit Ausſchluß jeder anderen Competenz zu entſcheiden haben, 
eine Befugniß, die eben aus dem Umſtande abzuleiten iſt, daß der⸗ 
artige Privatrechte aus Gründen des öffentlichen Wohles, hier zum 
Schutze der Waldeultur, zu beſchränken ſind. 

Von dieſem Standpunkte aus würde ſich ergeben, daß man es 
in dem vorangeführten Falle überhaupt nicht mit einer ſelbſtſtändigen 
Feldſervitut im Sinne des § 477 a. b. G. B., reſp. des § 1, Abf. 
3, lit. a des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853 zu thun hat, weil 
eben die Beſtimmungen der §§ 17 und 18 des F. G., falls die 
Eingeforſteten auch ein unbeſchränktes Recht der Holzbringung bis zum 
Jahre 1853 erworben hätten, für die Fortdauer dieſes etwa vor der 
Wirkſamkeit des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852 erworbenen 
Privatrechtes ein Hinderniß bilden, und daß demnach über das Be⸗ 
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gehren der eingeforſteten Grundbeſitzer wegen fernerer Benützung der 
fraglichen Erdrieſe zur Fortſchaffung der Einforſtungsproducte nur die 
g Handhabung des Forſtgeſetzes berufenen Behörden zu entſcheiden 
haben. 

Der vorerwähnten Miniſterialentſcheidung liegt aber eben die Er⸗ 
wägung zu Grunde, daß die Erwerbung eines derartigen Einforſtungs⸗ 
rechtes auf Grund eines Privatrechtstitels möglich iſt, was nicht aus⸗ 
ſchließe, daß in Betreff der Ausübung eines ſolchen Rechtes den Be⸗ 
rechtigten jene Beſchränkungen auferlegt werden, welche aus öffent⸗ 
lichen oder forſtpolizeilichen Rückſichten geboten erſcheinen, ein Gegen⸗ 
ſtand, über welchen in dem vorliegenden Falle die Grundlaſtenorgane 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des Patentes vom 5. Juli 1853 
und mit Berückſichtigung der Beſtimmungen des Forſtgeſetzes das 
Amt zu handeln haben *). A. J. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Errichtung eines k. und k. Honorarconſuſates in 
Lyon genehmigt und den Banquier Marius Cote in Lyon zum unbeſoldeken k. und k. 
Conſul daſelbſt errannt. g 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanzdirector in Linz Karl Fon⸗ 
ta ine v. Felſenbrunn bei deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens 
tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes beklei⸗ 
deten Finanzdirector in Klagenfurt Karl v. Tarn oczy die Finanzdirectorsſtelle in 
Linz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Finanzbezirksdirector in Brixen 
Joſeph Pircher eine Ober⸗Finanzrathsſtelle zweiter Claſſe bei der Finanzlandesdirection 
tn Innsbruck verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Finanzbezirksdirector in Inns⸗ 
bruck Joſeph v. Perkhammer den Titel und Charakter eines Ober⸗Finanzrathes 
taxfrei An e Hät haben d 

eine Majeſtät haben den Telegraphen⸗Directionsrath Johann 9 ? 
zum Fee ae ernannt. Ein I Bar 
eine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzwachcommiſſär J Meiß⸗ 
ner das goldene Verdienſtkreuz verliehen. . . 

Seine Majeftät haben dem in Penſion verſetzten Finanzwachreſplcienten Johann 
Kirſchner das filberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem jubilirten Pfannmeiſter Joſeph Lechner zu Eben⸗ 
ſee das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Handelsminiſter hat die Rechnungsräthe Simon Doſtal und Franz 
Claſſenz zu Poſträthen ernannt. 5 

Der Handeldminifter hat dem mit Titel und Charakter eines Rechnungsrathes 
bekleideten Rechnungsofftciale im Handelsminiſterium Mathias Patek und dem 
Rechnungsrevidenten bei der Direction für adminiſtrative Statiſtik Anton Karl 
dann den Rechnungsofficialen Guſtav Hönig, Joſeph Krauß, Eduard Walch er, 
Franz Stocklaſſa, Friedrich Seyfried, Raimund Pößl und Karl Seelaus 
ſyſtemiſirte Rechnungsrathsſtellen beim Handelsminiſterium verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den quiescirten Rechnungsfuhrer und derzeit Hütten⸗ 
meiſter zu Jenbach Friedrich Sturm zum Bergmeiſter in Brixlegg und den Amts⸗ 
official in Klauſen Franz Löffler zum Bergmeiſter in Sterzing ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzleiofficialsſtelle im Concretalſtatus der n. b. Finanzlandesdirection mit 
800 fl. jährlich, beziehungsweise 700 fl., eventuell eine Kanzleiofficialsſtelle mit 600 fl. 
reſpective 500 fl. und für den Fall der Verwendung in Wien mit 150 fl. Quartiergeld, 
bis 18. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173.) i 

Secundararztesſtelle in der n. ö. Landesfindelanſtalt in Wien mit 600 fl. und 
Naturalwohnung, bis 14. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 175.) 

Zweite Wardeinsſtelle beim Hauptpunzirungsamte mit 1200 fl. Jahresgehalt 
und 240 fl. Quartiergeld, bis 25. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 175.) f 

Forſtpraktieantenſtelle bei der Trieſter Statthalterei mit 400 fl. Adjutum, 
eventuell Forſtadjunctenſtelle mit 500 fl Gehalt, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 175.) 

Concipiſtenſtelle bei der k k. Finanzdirection in Linz mit 700 fl. Jahres⸗ 
gehalt, bis 25. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 176.) 

Drei Prakticantenſtellen beim Rechnungsdepartement der k. k. Finanzlandes⸗ 
direction in Wien mit je 200 fl. Adjutum, bis 25. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 176.) 

Bauadjunctenſtelle zweiter Claſſe für den Staaksbandienſt in Ob.⸗Oeſterr. mit 
700 fl., eventuell eine Bauprafticantenftelle mit 400 fl. Adjutum, bis 22. Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 178.) 


) Man vergleiche hiezu den Rechtsfall (Laubſtreunutzung in Colliſion mit der 
Forſtwirthſchaſt) im Württembergiſchen Archiv für Recht und Rechtsverwaltung. 
XIII. Bd. 1. Abth. S. 144. 


Die Jahrgänge 1868 187 der 
„Zeitſchrift für Verwaltung“ ſammt Inder 
find um den Preis von 3 fl. pr. Jahrgang bei 
der Adminiſtration des Blattes zu beziehen. 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


